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A. Zielsetzung 

Mit dem Inkrafttreten der Pf lege Versicherung stehen die Pflege - 
kassen in der Mitverantwortung für die Qualitätssicherung in der 
Pflege. Ein unerläßliches Kernstück dieser Qualitätssicherung 
stellt die Ausbildung einer ausreichenden Zahl qualifizierter Al- 
tenpflegekräfte dar, die notwendig sind, um pflegebedürftige 
Menschen selbständig und eigenverantwortlich zu pflegen, zu 
beraten und zu begleiten. Im Rahmen dieser Zielsetzungen eröff- 
net die Altenpflege ein breitgefächertes Angebot persönhcher 
Hilfe. 

Die Ausbildung in der Altenpflege erfolgt auf der Grundlage von 
länderspezifischen Regelungen. Diese reichen von der betriebli- 
chen Ausbildung im dualen System nach dem Berufsbildungs- 
gesetz über die Zuordnung der Ausbildung zu Schulrecht der 
Länder bis hin zur quasi überbetriebhchen Ausbildung in Ausbil- 
dungsstätten eigener Art. 

Ebenso unterschiedlich haben die Länder die Finanzierung der 
Ausbildungskosten geregelt. In neun Ländern werden den ange- 
henden Altenpflegekräften Ausbildungsvergütungen gezahlt, die 
als Personalkosten bei den Entgelten für allgemeine Pflege- 
leistungen nach diesem Buch berücksichtigungsfähig sind. Die 
Praxis zeigt jedoch, daß die derzeitigen gesetzhchen Refinanzie- 
rungsbedingungen eine angemessene Berücksichtigung der Aus- 
bildungsvergütungen nicht sicherstellen. Um die bewährten 
Strukturen nicht zu gefährden, ist eine verbesserte leistungsrecht- 
liche Absicherung der Ausbildungsvergütungen dringend gebo- 
ten. 


B. Lösung 

Durch eine ausdrückliche Regelung im Achten Kapitel SGB XI 
zur Pflegevergütung soll die Möglichkeit der Pflegeeinrichtungen 
zur Refinanzierung der Ausbildungsvergütungen über die Ver- 
gütungssätze für allgemeine Pflegeleistungen verbessert werden. 
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C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

Keine 

E. Sonstige Kosten 

Keine. Die bisherige grundsätzhche Leistungspflicht der Pflege- 
kassen wird ledighch konkretisiert. 
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Bundesrepubhk Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 6. November 1997 

031 (311) - 800 00 - So 189/97 


An die 

Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den vom Bun- 
desrat in seiner 716. Sitzung am 26. September 1997 beschlossenen 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Elften Buches Sozialgesetzbuch (SGB XI) 

mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist m der als Anlage 2 
beigefügten Stellungnahme dargelegt. 


Dr. Helmut Kohl 
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Anlage 1 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch (SGB XI) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra- 
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Elfte Buch Sozialgesetzbuch vom 26. Mai 1994 
(BGBl. 1 S. 1014), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
29. April 1997 (BGBl. I S. 968) wird wie folgt geän- 
dert: 

Nach § 82 wird der folgende § 82 a eingefügt: 

.§82a 

Ausbildungsvergütung 

(1) Ausbildungs Vergütung im Sinne dieser Vor- 
schrift ist die Vergütung, die aufgrund von Rechtsvor- 
schriften, Tarifverträgen, entsprechenden allgemei- 
nen Vergütungsregelungen oder aufgrund vertragh- 
cher Vereinbarungen an Personen, die nach Bundes- 
oder Landesrecht in der Altenpflege oder Altenpfle- 
gehüfe ausgebüdet werden, während der Dauer ihrer 
praktischen oder theoretischen Ausbüdung zu zahlen 
ist. 

(2) Soweit eine nach diesem Gesetz zugelassene 
Pflegeeinrichtung nach Bundes- oder Landesrecht 
zur Ausbildung in der Altenpflege oder Altenpflege- 
hilfe berechtigt oder verpfhchtet ist, ist die Ausbil- 
dungsvergütung der Personen, die aufgrund eines 
entsprechenden Ausbüdungsvertrages mit der Ein- 
richtung oder ihrem Träger zum Zwecke der Ausbü- 
dung in der Einrichtung tätig sind, während der Dau- 
er des Ausbüdungsverhältnisses in der Vergütung 
der allgemeinen Pflegeleistungen (§ 84 Abs. 1, § 89) 
berücksichtigungsfähig. 

^Betreut die Einrichtung auch Personen, die nicht 
pflegebedürftig im Sinne dieses Buches sind, so ist in 
der Pflegevergütung nach Satz 1 nur der Anteü an 
der Gesamtsumme der Ausbüdungsvergütungen be- 
rücksichtigungsfähig, der bei einer gleichmäßigen 
Verteüung der Gesamtsumme auf alle betreuten Per- 
sonen auf die Pflegebedürftigen im Sinne dieses Bu- 
ches entfällt. ^Soweit die Ausbüdungsvergütung im 
Pflegesatz eines zugelassenen Pflegeheimes zu be- 
rücksichtigen ist, ist der Anteü, der auf die Pflegebe- 
dürftigen im Sinne dieses Buches entfällt, gleichmä- 
ßig auf aUe pflegebedürftigen Heimbewohner zu ver- 
teüen. ^Satz 1 güt nicht, soweit 

1. die Ausbüdungsvergütung oder eine entsprechen- 
de Vergütung nach anderen Vorschriften aufge- 
bracht wird oder 

2. die Ausbüdungsvergütung durch ein landesrecht- 
hches Umlage verfahren nach Absatz 3 finanziert 
wird. 


^Die Ausbüdungsvergütung ist in der Vergütungsver- 
einbarung über die allgemeinen Pflegeleistungen 
gesondert auszuweisen; die §§84 bis 86 und 89 gel- 
ten entsprechend. 

(3) Wird die Ausbüdungsvergütung ganz oder teil- 
weise durch ein landesrechtliches Umlage verfahren 
finanziert, so ist die Umlage in der Vergütung der all- 
gemeinen Pflegeleistungen nur insoweit berücksich- 
tigungsfähig, als sie auf der Grundlage nachfolgen- 
der Berechnungsgrundsätze ermittelt wird: 

1. Die Kosten der Ausbüdungsvergütung werden 
nach einheitlichen Grundsätzen gleichmäßig auf 
alle zugelassenen ambulanten, teilstationären und 
stationären Pflegeeinrichtungen und die Alten- 
heime im Land verteilt. Bei der Bemessung und 
Verteüung der Umlage ist sicherzusteUen, daß der 
Verteüungsmaßstab nicht einseitig zu Lasten der 
zugelassenen Pflegeeinrichtungen gewichtet ist. 
Im übrigen gilt Absatz 2 Satz 2 und 3 entspre- 
chend. 

2. Die Gesamthöhe der Umlage darf den voraussicht- 
üchen Mittelbedarf zur Finanzierung eines ange- 
messenen Angebots an Ausbüdungsplätzen nicht 
überschreiten. 

3. Aufwendungen für die Vorhaltung, Instandset- 
zung oder Instandhaltung von Ausbüdungsstätten 
(§§ 9, 82 Abs. 2 bis 4), für deren laufende Betriebs- 
kosten (Personal- und Sachkosten) sowie für die 
Verwaltungskosten der nach Landesrecht für das 
Umlage verfahren zuständigen Stelle bleiben un- 
berücksichtigt. 

(4) Die Höhe der Umlage nach Absatz 3 sowie ihre 
Berechnungsfaktoren sind von der dafür nach Lan- 
desrecht zuständigen Stelle den Landesverbänden 
der Pflegekassen rechtzeitig vor Beginn der Pflege- 
satzverhandlungen mitzuteüen. Es genügt die Mittei- 
lung an einen Landesverband; dieser leitet die Mit- 
teilung unverzüglich an die übrigen Landesverbände 
und an die zuständigen Träger der Sozialhüfe weiter. 
Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen den nach 
Satz 1 Beteihgten über die ordnungsgemäße Bemes- 
sung und die Höhe des von den zugelassenen Pflege- 
einrichtungen zu zahlenden Anteils an der Umlage 
entscheidet die SchiedssteUe nach § 76 unter Aus- 
schluß des Rechtsweges. Die Entscheidung ist für alle 
Beteihgten nach Satz 1 sowie für die Parteien der 
Vergütungsvereinbarungen nach dem Achten Kapi- 
tel verbindhch; § 85 Abs. 5 Satz 1 und 2, erster Halb- 
satz, sowie Abs. 6 güt entsprechend. " 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1998 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Die Ergänzung des § 82 Pflege VG schafft die not- 
wendige Rechtsgrundlage für eine Refinanzierung 
der Ausbüdungsvergütungen in der Altenpflege über 
die Pflegesätze. 

Die Vorschrift räumt keinen individuellen Rechtsan- 
spruch auf eine Ausbüdungsvergütung ein. Ihr Rege- 
lungsgehalt beschränkt sich darauf, daß tatsächlich 
gezahlte Ausbildungsvergütungen oder von Pflege- 
einrichtungen nach Landesrecht zu zahlende Umla- 
gen, die der Erstattung solcher Vergütungen an 
gleichsam überbetrieblich ausbildende Einrichtun- 
gen dienen, in der Pflegevergütung berücksichtigt 
werden dürfen. 

Die Kosten der Ausbüdungsvergütungen werden 
den pflegebedingten Aufwendungen zugerechnet. 
Zu diesen Aufwendungen gehören die Personalko- 
sten, die eine Pflegeeinrichtung für in der Ausbü- 
dung befindliche Altenpflegefachkräfte bzw. -hilfs- 
kräfte aufzubringen hat. Sie können deshalb in die 
Vergütungssätze für die allgemeinen Pflegeleistnn- 
gen eingerechnet werden. Die Vorschrift enthält in- 
soweit eine Klarstellung. 

Die Öffnung der Pflegesätze für eine Berücksichti- 
gung der Aufwendungen der Pflegeeinrichtungen 
für umlagefinanzierte Ausbüdungsvergütungen be- 
darf einer ausdrücklichen gesetzlichen Regelung, da 
die zu zahlende Umlage nicht zwangsläufig in einem 
unmittelbaren Bezug zur jeweüs in der Einrichtung 
geleisteten Pflege und zu den leistungsgerechten 
Pflegevergütungen steht. 

B. Einzelerläuterungen 

Zu Artikel 1 

Zu § 82 a Abs. 1 

Absatz 1 definiert den Begriff der Ausbüdungsvergü- 
tung in der Altenpflege. 

Zu § 82 a Abs. 2 

Absatz 2 steUt klar, daß die Ausbüdungsvergütung in 
der Altenpflege den pflegebedingten Aufwendun- 
gen zuzuordnen und deshalb in die Entgelte für die 
allgemeinen Pflegeleistungen einzubeziehen ist. Die 
Ausbüdungsvergütung, die während der fachtheore- 
tischen Ausbüdung gezahlt wird, wird mit erfaßt. 


auch wenn während dieser Zeit keine Arbeitslei- 
stung in der Einrichtung erbracht worden ist. 

Satz 2 bestimmt die gleichmäßige Verteüung der Ko- 
sten der Ausbüdungsvergütung auf alle von einer 
Pflegeeinrichtung betreuten Personen. Die Beteili- 
gung von nicht pflegebedürftigen Bewohnerinnen 
und Bewohnern in einer gemischten Einrichtung ist 
sachgerecht, weü auch sie von der Arbeitsleistung 
der angehenden Altenpflegekräfte profitieren. 

Nach Satz 3 ist für die Kostenverteilung in einer 
zugelassenen Pflegeeinrichtung die Anzahl der Pfle- 
gebedürftigen ohne Rücksicht auf die jeweüige Pfle- 
gestufe maßgebend. 

Satz 4 bestimmt, daß eine Berücksichtigung nur dann 
erfolgt, wenn die Ausbüdungsvergütung i. S. des 
Absatzes 1 nicht nach anderen Vorschriften (z.B. 
AFG) aufgebracht oder durch ein Umlageverfahren 
finanziert wird. Die Refinanzierung der umlagefinan- 
zierten Ausbüdungsvergütung ist Gegenstand des 
Absatzes 3. 

Zu § 82 a Abs. 3 

Absatz 3 legt die Bedingungen fest, unter denen die 
Kosten der umlagefinanzierten Ausbüdungsvergü- 
tung in die Vergütungssätze für aUgemeine Pflegelei- 
stungen einbezogen werden. 

Die in Satz 1 Nr. 1 genannten Voraussetzungen 
knüpfen an die Regelungen der Länder zur Erhe- 
bung von Umlagen zur Finanzierung der Ausbü- 
dungsvergütung in der Altenpflege an. 

Satz 1 Nr. 2 soU sichersteUen, daß die Versichertenge- 
meinschaft nur mit Kosten belastet wird, die zur Fi- 
nanzierung eines angemessenen Angebots an Aus- 
büdungsplätzen in der Altenpflege notwendig sind. 
Die jeweüige Ausbüdungskapazität soU nach Bera- 
tung im Landespflegeausschuß gemeinsam von den 
Beteüigten festgelegt werden. 

Satz 1 Nr. 3 beschränkt die Refinanzierungsmöglich- 
keit ausschließlich auf die Ausbüdungsvergütung 
einschließlich der Lohnnebenkosten. Sonstige Kosten 
wie z.B. Maßnahmekosten, Investitionskosten und 
laufende Betriebskosten der Ausbüdungseinrichtun- 
gen dürfen auch über die Umlage nicht in die Pflege- 
sätze eingehen. 

Zu § 82 a Abs. 4 

Absatz 4 enthält Verfahrensregelungen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Der auf die Initiative des Landes Nordrhein-Westfa- 
len zurückgehende Gesetzentwurf verfolgt das Ziel 
zu ermöghchen, daß landesrechthche Umlagen zur 
Finanzierung der Ausbildungsvergütung in der Al- 
tenpflege in die Pflegevergütungen nach dem SGB XI 
eingerechnet werden dürfen. Dazu soll ein neuer 
§ 82 a in das SGB XI eingefügt werden. Die Bundes- 
regierung stimmt diesem Vorschlag zu. 

Bis zur Einführung der stationären Leistungen der 
Pflegeversicherung (1. Juh 1996) konnten landes- 
rechthche Umlagen zur Finanzierung der Ausbil- 
dungsvergütungen, die in den mit den Sozialhilfe trä- 
gem ausgehandelten Heimentgelten enthalten wa- 
ren, über den Pflegesatz refinanziert werden. Des- 
halb sind derzeit die Umlagen auch noch in den 
Übergangspflegesätzen nach Artikel 49 a PflegeVG 
enthalten. Diese Übergangspflegesätze laufen späte- 
stens mit Ablauf des 31. Dezember 1997 aus. 

Mit den neuen Pflegesätzen nach dem SGB XI dürfen 
nur Leistungen vergütet werden, die einen konkre- 
ten Beitrag zur pflegerischen Versorgung der Pflege- 
bedürftigen beinhalten, Umlagen zur Finanziemng 
von Ausbildungsvergütungen in der Altenpflege 
stellen aber keinen solchen Leistungsbeitrag dar. 
Dies stünde im Widerspmch zu dem im SGB XI ver- 
ankerten Gmndsatz der leistungsgerechten Vergü- 
tung, Die Weiterfinanzierung der derzeitigen landes- 
rechtlichen Umlagen kann daher nur durch eine ent- 
sprechende Öffnung der Pflegevergütungen nach 
dem neuen Recht des SGB XI erreicht werden. 

Der Regelungsgehalt der geplanten Vorschrift be- 
schränkt sich deshalb darauf, die nach landesrechth- 
chen Rechtsvorschriften erhobenen Umlagen pflege- 
satzfähig zu machen und hierfür die aus Sicht der 
Pflegeversicherung unerläßhchen Mindestanforde- 
mngen zu stellen. Die Regelung verschafft keinen 
Rechtsanspmch auf eine Ausbildungsvergütimg; 
ebensowenig enthält sie die Verpflichtung zur Ein- 
fühmng einer solchen Umlage. Deshalb entstehen 
den Pflegeeinrichtungen sowie der Wirtschaft insge- 
samt durch die gesetzhche Öffnung der Pflegesätze 
für die durch Landesrecht eingeführten Ausbildungs- 
umlagen keine zusätzhchen finanziellen Belastun- 
gen. Auswirkungen auf Einzelpreise sowie das Preis- 
niveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, 
sind insofern auch nicht zu erwarten. 

Sofern ein Land sich für die Einfühmng einer Ausbil- 
dungsumlage entscheidet, ist deren Berücksichti- 
gung im Pflegesatz sachhch gerechtfertigt. Auch im 
Hinbhck auf die bisherige Finanziemngspraxis wäre 
es den Beteüigten und der Öffenthchkeit kaum ver- 
ständhch zu machen, daß die Pflegeversichemng die 


Finanziemng der Umlage aus dem Pflegesatz nicht 
mehr zuüeße und so der Ausbildungsvergütung in 
der Altenpflege der Boden entzogen würde. Im Zu- 
sammenhang mit der Einfühmng der Pflegeversiche- 
mng hat die Bundesregiemng stets mit Nachdmck 
die Aufwertung und Fördemng der Altenpflegeberu- 
fe gefordert. 

In dem Gesetzentwurf sind folgende, aus Sicht der 
Pflegeversichemng zu stellende Anfordemngen und 
Vorgaben umgesetzt: 

- Der Gesetzentwurf gewährleistet, daß in der Um- 
lage nur die Kosten für die Ausbildungsvergütung 
der Auszubildenden enthalten sein dürfen, also 
keine Investitionskosten, keine laufenden Be- 
triebskosten der Ausbildungsstätten und keine 
Verwaltungskosten für das Umlageverfahren. 

- Die Umlage wird nicht nur den von den Pflegekas- 
sen zugelassenen Pflegeeinrichtungen auferlegt, 
sondern erfaßt alle Einrichtungen, in denen typi- 
scherweise Altenpfleger und Altenpflegerinnen 
alte oder behinderte Menschen betreuen. 

- Die Entscheidung über die angemessene Höhe 
der Umlage hegt nicht beim Land, sondern bei 
den Pflegesatzparteien bzw. bei der SchiedssteUe. 

- Die Ergänzung des SGB XI bewirkt gegenüber der 
jetzigen Situation keine zusätzhchen Kosten, da 
die Umlagen bereits jetzt über die Pflegesätze im 
Rahmen der Übergangsregelung finanziert wer- 
den. Neue Ansprüche auf eine Ausbildungsvergü- 
tung werden in der Regelung nicht begründet. 

Die noch bis Ende 1998 geltenden Vorschriften des 
Artikels 49b PflegeVG und des § 93 Abs. 6 BSHG zur 
Begrenzung des Anstiegs der Heimentgelte in den 
Jahren 1996, 1997 und 1998 auf jeweils 1 Prozent in 
den alten Bundesländern und jeweils 2 Prozent in 
den neuen Bundesländern werden durch die vorge- 
schlagene Umlageregelung nicht aufgehoben. Hier 
sind die Parteien der Pflegesatzvereinbamngen in 
die Pfhcht genommen, die gesetzhche Deckelung der 
Pflegesätze in der individuehen Vergütungsverein- 
bamng mit der einzelnen Pflegeeinrichtung sicherzu- 
steUen. 

Mit der Bundesratsinitiative wird schließhch für die 
Finanziemng der Ausbildungs Vergütung in der Al- 
tenpflege eine vergleichbare Finanziemngsmöghch- 
keit wie für die Ausbildung in der Krankenpflege 
und in den sonstigen nichtärzthchen Heilbemfen ge- 
schaffen, wo die Ausbildungs Vergütung nach dem 
Krankenhausfinanziemngsgesetz (§§ 2 Nr. la, 17 
Abs. 4 a KHG) ebenfaUs über „pflegesatzfähige" Um- 
lagen finanziert werden kann. 
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